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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsrecht

Im September 2019 verlangte Mathias Reynard (sp, VS) in einer Motion ein Recht auf
Abschalten. Seine Motion wollte die Arbeitgebenden mit einer Änderung des
Obligationenrechts verpflichten, Massnahmen zur Einschränkung der Nutzung digitaler
Hilfsmittel durch die Arbeitnehmenden ausserhalb der Arbeitszeit zu treffen. In seiner
Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion, da sich das Recht
auf Abschalten bereits aus den Regelungen über die Arbeitszeit und Freizeit ergebe. So
seien die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausserhalb der Arbeitszeit nicht
verpflichtet, per E-Mail oder Telefon erreichbar zu sein. Nun hätten die Unternehmen
die bestehenden rechtlichen Regelungen umzusetzen, etwa durch eine Blockierung der
Geräte ausserhalb der Arbeitszeit, ergänzte Bundesrätin Karin Keller-Sutter (fdp, SG) in
der Nationalratsdebatte im Herbst 2021. Nationalrat Baptiste Hurni (sp, NE), der die
Motion übernahm, begründete die geforderten Massnahmen mit dem Schutz der
Gesundheit der Arbeitnehmenden, die auch wegen der Covid-19-Krise immer mehr von
zu Hause arbeiten, wo die Trennung zwischen Arbeit und Privatleben schwieriger ist.
Zudem nehme die Digitalisierung der Arbeit zu, wobei es immer einfacher werde, die
Arbeitnehmenden zu erreichen. Der Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 87
zu 67 Stimmen ab. Der Vorstoss wurde lediglich von der SP- und der Grünen-Fraktion
angenommen. 1

MOTION
DATUM: 25.09.2019
GIADA GIANOLA

Soziale Gruppen

Asylpolitik

In Form einer Motion forderte Fabio Regazzi (mitte, TI) den Bundesrat auf, die
gesetzlichen Grundlagen – insbesondere das Asylgesetz (AsylG) und entsprechende
Verordnungen – so zu ändern, dass Asylsuchende, welche einen negativen
Asylentscheid erhalten, trotzdem einer Erwerbstätigkeit nachgehen können, solange
die Wegweisung nicht vollzogen ist. Es gebe Fälle, wo Personen auch nach Ablehnung
ihres Asylgesuches noch Jahre in der Schweiz blieben, beispielsweise wenn das
Herkunftsland ein Risikogebiet und eine erzwungene Rückweisung daher nicht zulässig
sei, so der Motionär. Die aktuelle Gesetzeslage erlaube es nicht, dass diese Menschen
einer Arbeit nachgingen – dies obwohl sie oft während des Asylverfahrens eine vom SEM
geförderte Berufsausbildung abgeschlossen und eine Arbeitsstelle angetreten hätten.
Dies sei äusserst paradox und treibe diese Menschen unnötigerweise in die Sozialhilfe,
so Regazzi weiter. 
Bundesrätin Karin Keller-Sutter erklärte die Empfehlung des Bundesrates, die Motion
abzulehnen, während der nationalrätlichen Beratung in der Sommersession 2022 unter
anderem damit, dass diese Motion den Zielsetzungen der schweizerischen Asylpolitik
entgegenlaufen würde. Sei der Vollzug auf Grund von technischen Gründen oder
völkerrechtlichen Verpflichtungen nicht möglich, spreche das SEM diesen Personen
eine vorläufige Aufnahme zu, mit derer schweizweit gearbeitet werden dürfe. Die
Arbeitsbewilligung im Sinne der Motion generell zu verlängern, würde hingegen dazu
führen, dass die Bereitschaft zur fristgerechten selbstständigen Ausreise sinke,
insbesondere dann, wenn die zwangsweise Rückweisung vom Heimat- oder
Herkunftsland nicht akzeptiert werde. Der Nationalrat war anderer Meinung als der
Bundesrat und stimmte der Motion mit 102 zu 80 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zu.
Dabei sprachen sich die Fraktionen der SP, der GLP und der Grünen geschlossen sowie
eine gute Zweidrittelmehrheit der Mitte für, jene der SVP und der FDP.Liberalen
geschlossen gegen die Motion aus. 2

MOTION
DATUM: 08.06.2022
SARAH KUHN

1) AB NR, 2021, S. 1936 
2) AB NR, 2022 S. 1006 f.
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